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Abréviations

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
SBB Schweizerische Bundesbahnen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
RUAG RüstungsUnternehmen AktienGesellschaft
NRP Neue Regionalpolitik
Innotour Innovationsprogramm für den Tourismus

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
PME petites et moyennes entreprises
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
RUAG RüstungsUnternehmen AktienGesellschaft
NPR Nouvelle politique régionale
Innotour Programme d’encouragement de l’innovation pour le tourisme
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Chronique générale

Economie

Politique économique

Situation et politique conjoncturelle

Thomas Burgherr (udc, AG) a déposé une motion afin de renforcer la compétitivité de
l'industrie helvétique. Il préconise notamment un assouplissement des normes
législatives sur le marché du travail, une déréglementation, une réduction du fardeau
administratif des entreprises, ou encore des incitations fiscales. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En effet, la majorité des points
soulevés ont déjà été traités dans d'autres objets. La motion a été classée car elle n'a
pas été examinée dans les délais.

MOTION
DATE: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Politique structurelle

In der Sondersession im Mai 2022 nahm die grosse Kammer mit knappen 97 zu 92
Stimmen eine Motion der Mitte-Fraktion betreffend die Reduktion der
wirtschaftlichen Abhängigkeit von internationalen Liefer- und Produktionsketten bei
essenziellen Gütern an. Die Covid-19-Pandemie habe aufgezeigt, wie verletzlich und
abhängig die inländische Wirtschaft und die Gesundheitsversorgung von globalen
Prozessen seien, argumentierte die Mitte. Einerseits soll durch Massnahmen des
Bundesrates die Versorgung für eine allfällige nächste Krise gestärkt werden und
andererseits eine vermehrte inländische Produktion bei essenziellen Gütern –
namentlich in der Pharmaindustrie – in Betracht gezogen werden, so die Forderungen
des Vorstosses. 
Der Bundesrat hatte im Vorfeld der Debatte dafür plädiert, die Motion abzulehnen. Er
erachtete die Motion als verfrüht und wollte vorerst eine Gesamtschau im Rahmen des
Postulats Reimann (svp, SG; Po. 20.3433) und der Motion Burgherr (svp, AG; Mo.
20.3197) vornehmen. Im spezifischen Fall von Medikamenten sei der Bundesrat daran,
einen Bericht über derzeitige Gefahren und mögliche Massnahmen auszuarbeiten, wie
er bereits im Rahmen einer Motion der SGK-SR (Mo. 20.3166) erklärt hatte. 
Bei der Ratsdebatte wies Wirtschaftsminister Guy Parmelin zudem darauf hin, dass die
identische Forderung im Rahmen einer angenommenen Motion Häberli-Koller (mitte,
TG; Mo. 20.3268) bereits vom Bundesrat bearbeitet werde. Während die Fraktionen der
FDP, der GLP und der SVP (mit der Ausnahme von Jean-Luc Addor/svp, VS) geschlossen
dem Bundesrat folgten, votierten die Fraktionen der SP, der Grünen und der Mitte
ebenso geschlossen für die Annahme der Motion. 1

MOTION
DATE: 11.05.2022
MARCO ACKERMANN

Mit Stichentscheid ihres Präsidenten Leo Müller (mitte, LU) beantragte eine knappe
Mehrheit der WAK-NR ihrem Rat, die Motion Stöckli (sp, BE) zur Schaffung von
langfristigen Finanzierungsmöglichkeiten für Tourismusprojekte im Bereich der
Nachhaltigkeit und Digitalisierung anzunehmen. Wie Kommissionssprecher Markus
Ritter (mitte, SG) in der Herbstsession 2022 erläuterte, sei es sinnvoll, Projekte nicht
nur durch eine Anschubfinanzierung, sondern auf einer längerfristigen Basis zu
unterstützen. Zudem könne das vorliegende Anliegen zusammen mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Innovationsprogramm umgesetzt werden, ohne dass
zusätzliche Kosten entstünden. Das vom Bundesrat vorgebrachte Argument, dass die
Unterstützung bereits durch das bestehende Instrument der neuen Regionalpolitik
vorhanden sei, sei nur teilweise stichhaltig, da der Verwaltungsaufwand für derartige
Anträge viel höher sei. 
Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte keine langfristigen
Unterstützungsmassnahmen für den Tourismus beschliessen und bei den bestehenden
Instrumenten zur Anschubfinanzierung bleiben. Der Minderheitensprecher verwies
zudem darauf, dass andere Branchen die digitale Transformation ohne staatliche
Unterstützung durchlaufen würden und der Tourismussektor diesbezüglich bereits
bevorzugt werde. Auch Wirtschaftsminister Guy Parmelin warnte, dass es nicht die
Aufgabe des Staates sein dürfe, Tourismusinfrastrukturen langfristig zu finanzieren. Der
Nationalrat überwies die Motion jedoch mit 94 zu 88 Stimmen bei 5 Enthaltungen an
den Bundesrat. Für Annahme der Motion stimmten die Fraktionen der SP, der Mitte, der
Grünen sowie einzelne Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen- und der SVP-
Fraktion. Der Ansicht des Bundesrates folgten die geschlossen stimmende GLP-Fraktion

MOTION
DATE: 29.09.2022
MARCO ACKERMANN
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sowie die grossen Mehrheiten der SVP- und der FDP-Fraktion. 2

Die temporäre Erhöhung der Innovationsförderung im Tourismus stand im März 2023
auf der Traktandenliste des Nationalrats. Mit 161 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung
trat die grosse Kammer als Zweitrat auf die Vorlage ein. Eine Minderheit um SVP-
Nationalrat Thomas Burgherr (svp, AG) beantragte Nichteintreten, da sie zu hohe
negative finanzielle Konsequenzen für den Bundeshaushalt befürchtete. Eine Erhöhung
des Bundesanteils bei Innotour-Projekten führe zudem zu strukturellen Abhängigkeiten
der Tourismusbranche und könne diese nicht so stärken, wie es die Vorlage intendiere,
argumentierte Burgherr im Rat. Die Branche müsse von sich aus innovativ sein und viel
Geld mache eher träge, fügte er an. Kommissionssprecherin Prisca Birrer-Heimo (sp,
LU) erklärte, dass die Mehrheit der Kommission die zeitlich beschränkte Erhöhung des
Bundesanteils von 50 auf 70 Prozent bei Innotour-Projekten in den Bereichen
Digitalisierung, Erholung und Weiterentwicklung des Städte- und Geschäftstourismus
sowie im Bereich der Nachhaltigkeit als sinnvoll erachte. Die Corona-Pandemie habe
erhebliche Auswirkungen auf die Liquidität bei touristischen Betrieben zur Folge
gehabt und dadurch die Innovations- und Investitionsfähigkeit eingeschränkt. Mit der
Erhöhung des Bundesanteils während vier Jahren – 2023 bis 2026 – könne hier Abhilfe
geschaffen werden. Die Kommission beantrage deshalb mit 19 zu 6 Stimmen, die
vorgeschlagene Änderung des Bundesrates gutzuheissen und den entsprechenden
Verpflichtungskredit von CHF 5 Mio. für das Jahr 2023 – die restlichen Mittel von CHF
15 Mio. würden im Rahmen der Standortförderung 2024-2027 behandelt –
anzunehmen. Der temporären Erhöhung des Bundesanteils stimmte der Nationalrat
schliesslich mit 158 zu 26 Stimmen bei 4 Enthaltungen zu, der Zusatzkredit passierte
den Rat mit 164 zu 24 Stimmen bei einer Enthaltung. Opposition kam in beiden Fällen
aus den Reihen der SVP-Fraktion. 

In den Schlussabstimmungen im März 2023 hiess der Nationalrat die temporäre
Erhöhung der Fördergelder im Tourismusbereich mit 156 zu 39 Stimmen bei 2
Enthaltungen gut. Der Ständerat gab ihr mit 33 zu 3 Stimmen bei 5 Enthaltungen grünes
Licht. Die ablehnenden Stimmen stammten dabei in beiden Räten aus den Reihen der
SVP. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.03.2023
MARCO ACKERMANN

In der Sommersession 2023 behandelte der Nationalrat die Änderung des
Bundesgesetzes über die Regionalpolitik. Mit der Anpassung soll ein neues Instrument
geschaffen werden, um kleine Infrastrukturprojekte – vor allem im touristischen
Bereich – in ländlichen, alpinen und peripheren Regionen mit A-Fonds-perdu-
Beiträgen von je maximal CHF 50'000 unterstützen zu können. Die vorberatende WAK-
NR hatte zuvor mit 14 zu 10 Stimmen beantragt, auf den bundesrätlichen Entwurf
einzutreten. Die bestehende Lösung mit zinslosen oder zinsgünstigen Darlehen habe
sich für diese Art von Infrastrukturen nicht bewährt, da diese zu wenig Cashflow
generierten. Beiträge des Bundes, die nicht zurückzubezahlen sind und mit dieser
Vorlage eingeführt werden sollen, seien deshalb besser geeignet, um kleinere Projekte
zu fördern, so die Kommissionsmehrheit. 

Bundesrat Guy Parmelin zeigte im Rat die Vorteile von solchen Beitragszahlungen auf
und verwies dazu etwa auf entsprechende Pilotprojekte, die sich bewährt hätten.
Kommissionssprecher Markus Ritter (mitte, SG) erläuterte im Rat zudem, dass bei der
Auswahl der zu unterstützenden Projekte die NRP-Fachstellen klare Kriterien anwenden
würden, welche vom Bundesrat in einer Verordnung zu definieren sind. Die Kosten
dürften sich pro Jahr auf maximal CHF 1.5 Mio. belaufen und würden einen
regionalwirtschaftlichen Nutzen für viele Akteure generieren. Die dazu zu
verwendenden Mittel belasteten den Bundeshaushalt zudem nicht zusätzlich, da sie aus
mit dem bestehenden Fonds für Regionalentwicklung stammen würden. 
Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte allerdings gar nicht erst auf das Geschäft
eintreten und war der Meinung, dass man besser beim bestehenden Förderregime
bleiben solle. Der Bund müsse hier nicht mit dem «Giesskannenprinzip» neue
Subventionen schaffen, die ohnehin in den Aufgabenbereich der Kantone fallen würden
oder auch durch private Initiativen verwirklicht werden könnten. Diesen Argumenten
schloss sich auch Olivier Feller (fdp, VD) im Namen der FDP-Fraktion an. Mit 121 zu 61
Stimmen bei 3 Enthaltungen trat der Nationalrat trotz Widerstands aus den Fraktionen
der SVP und der FDP auf das Geschäft ein. 
In der Detailberatung befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag Badran (sp,
ZH), wonach Darlehen oder A-Fonds-perdu-Beiträge nur dann gesprochen werden

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN
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können, wenn die Projekte nachhaltige, klima- und umweltverträgliche Gesichtspunkte
erfüllen. Das Anliegen stiess auch bei der Grünen-Fraktion auf positive Resonanz, da
damit eine nachhaltige Umsetzung der niederschwelligen Infrastrukturangebote in den
Kantonen sichergestellt werden könne, so Kilian Baumann (gp, BE). In der
vorberatenden Kommission war das Anliegen mit 14 zu 10 Stimmen abgelehnt worden,
da es zwar «sympathisch» sei, dieser Grundsatz jedoch im Bundesgesetz über die
Regionalpolitik bereits verankert sei und es deshalb keine zusätzliche Erwähnung
brauche, so Kommissionssprecher Ritter. Mit 98 zu 68 Stimmen bei 1 Enthaltung lehnte
der Nationalrat diesen Zusatz in der Folge auch ab. Die Fraktionen der SP, der Grünen
und der GLP stimmten erfolglos geschlossen zusammen mit drei EVP-Mitgliedern für
den Passus. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Änderung mit 123 zu 62 Stimmen
bei 1 Enthaltung an. Die Opposition stammte dabei wiederum aus den Fraktionen der
SVP und FDP. Das Geschäft ging damit an den Ständerat. 4

Concurrence

En pointant du doigt la concurrence du secteur public imposé aux PME et start-up, le
parlementaire Thomas Burgherr (udc, AG) a déposé une motion qui charge le Conseil
fédéral d'évaluer quelles activités fournies par l'administration fédérale ou des
entreprises proches de la Confédération pourraient être dévolues à des entreprises
privées. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a indiqué que le rapport sur les
distorsions de concurrence, rédigé à la suite de l'adoption des postulats 12.4172 et
15.3880, abordait déjà en détail cette problématique. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été examiné dans un délai de deux années. 5

POSTULAT
DATE: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Frühlingssession 2022 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit den beiden
gleichlautenden Motionen Caroni (fdp, AR) und Rieder (mitte, VS; Mo. 20.3532) zur
Eindämmung von Wettbewerbsverzerrungen durch Staatsunternehmen. Nach Meinung
der Motionäre müsse der Bundesrat Gesetzesanpassungen vornehmen, um gleich lange
Spiesse für alle Unternehmen zu schaffen. Dabei sollen insbesondere die
föderalistischen Zuständigkeiten beachtet und der bürokratische Aufwand tief gehalten
werden. Caroni berief sich in seiner Forderung auf den bundesrätlichen Bericht zum
angenommenen Postulat 12.4172 der FDP-Fraktion, in dem der Bundesrat die aktuellen
wettbewerbsverzerrenden Handlungen von bundesnahen Unternehmen beschrieb. 
Die Mehrheit der vorberatenden Kommission empfahl dem Rat mit 16 zu 6 Stimmen bei
2 Enthaltungen, die Motion anzunehmen und bundesnahe Betriebe auf ihre
Kernkompetenzen des Service Public einzuschränken. Kommissionssprecher Burgherr
(svp, AG) argumentierte, dass die Forderungen verhältnismässig und relativ offen
formuliert seien. Unternehmen wie beispielsweise die Post, die SBB, die Ruag, die
Swisscom oder lokale Energieversorger drängen teilweise in funktionierende Märkte ein,
wobei sie die Vorteile von Monopolmacht, Staatsgarantien, Lobbying und einfachem
Zugang zu Behörden genössen. Es gehe nicht darum, die Staatsunternehmen infrage zu
stellen, jedoch müssten generelle Fragen geklärt und in gewissen Bereichen
Anpassungen vorgenommen werden. Die Minderheit um die Berner Nationalrätin Regula
Rytz (gp, BE), die die Motion ablehnte, wollte hingegen kein neues Gesetz, sondern den
Bundesrat und die zuständigen Departemente dazu ermutigen, eine engagierte und
effiziente Oberaufsicht zu führen. Die Aufgaben und Grenzen des Service-Public
müssten in den jeweiligen Spezialgesetzen sowie in der Eigentümerstrategie des
Bundesrats und der Verwaltung festgelegt werden und nicht in einem umfassenden und
generellen Gesetz – so Rytz.
Die Mehrheit des Nationalrates folgte schliesslich der Argumentation der
Kommissionsmehrheit und nahm die beiden Motionen mit 116 Stimmen an. Bei der
Motion Caroni stimmten 57 Ratsmitlieder dagegen, bei der Motion Rieder 54, wobei
sich 5 bzw. 8 Abgeordnete der Stimme enthielten. 6

MOTION
DATE: 08.03.2022
MARCO ACKERMANN
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In der Frühlingssession 2022 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit den beiden
gleichlautenden Motionen Rieder (mitte, VS) und Caroni (fdp, AR; Mo. 20.3531) zur
Eindämmung von Wettbewerbsverzerrungen durch Staatsunternehmen. Nach Meinung
der Motionäre müsse der Bundesrat Gesetzesanpassungen vornehmen, um gleich lange
Spiesse für alle Unternehmen zu schaffen. Dabei sollen insbesondere die
föderalistischen Zuständigkeiten beachtet und der bürokratische Aufwand tief gehalten
werden. Caroni berief sich in seiner Forderung auf den bundesrätlichen Bericht zum
angenommenen Postulat 12.4172 der FDP-Fraktion, in dem der Bundesrat die aktuellen
wettbewerbsverzerrenden Handlungen von bundesnahen Unternehmen beschrieb. 
Die Mehrheit der vorberatenden Kommission empfahl dem Rat mit 16 zu 6 Stimmen bei
2 Enthaltungen, die Motion anzunehmen und bundesnahe Betriebe auf ihre
Kernkompetenzen des Service Public einzuschränken. Kommissionssprecher Burgherr
(svp, AG) argumentierte, dass die Forderungen verhältnismässig und relativ offen
formuliert seien. Unternehmen wie beispielsweise die Post, die SBB, die Ruag, die
Swisscom oder lokale Energieversorger würden teilweise in funktionierende Märkte
eindringen, wobei sie die Vorteile von Monopolmacht, Staatsgarantien, Lobbying und
einfachem Zugang zu Behörden genössen. Es gehe nicht darum, die Staatsunternehmen
infrage zu stellen, jedoch müssten generelle Fragen geklärt und in gewissen Bereichen
Anpassungen vorgenommen werden. Die Minderheit um die Berner Nationalrätin Regula
Rytz (gp, BE), die die Motion ablehnte, wollte hingegen statt eines neuen Gesetzes den
Bundesrat und die zuständigen Departemente dazu ermutigen, eine engagierte und
effiziente Oberaufsicht zu führen. Die Aufgaben und Grenzen des Service Public
müssten in den jeweiligen Spezialgesetzen sowie in der Eigentümerstrategie des
Bundesrats und der Verwaltung festgelegt werden und nicht in einem umfassenden und
generellen Gesetz – so Rytz.
Die Mehrheit des Nationalrates folgte schliesslich der Argumentation der
Kommissionsmehrheit und nahm die beiden Motionen mit 116 Stimmen an. Bei der
Motion Caroni stimmten 57 Ratsmitlieder dagegen, bei der Motion Rieder 54, wobei
sich 5 bzw. 8 Abgeordnete der Stimme enthielten. 7

MOTION
DATE: 08.03.2022
MARCO ACKERMANN

1) AB NR, 2022, S. 767 f.
2) AB NR, 2022, S. 1818 ff.; Bericht WAK-NR vom 18.8.22
3) AB NR, 2023, S. 139 ff.; AB NR, 2023, S. 658; AB SR, 2023, S. 279; BBl, 2023 790; Medienmitteilung WAK-NR vom 10.1.23
4) AB NR, 2023, S. 1229 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 4.4.23
5) Po. 18.4298
6) AB NR, 2022, S. 241 ff.; Bericht WAK-NR vom 21.2.22
7) AB NR, 2022, S. 241 ff.; Bericht WAK-NR vom 21.2.22

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.24 4


